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Behandelte Gebiete: 

Vertragsschluss (invitatio ad offerendum, essentialia negotii, Erklärungsbewusstsein); Internet-Auktion; AGB-Prüfung §§ 305 ff. BGB; Anfechtung gemäß §§ 119 ff. BGB; Haftung aus § 122 BGB]

A.
K könnte gegen V einen Anspruch auf Übereignung des Pkw Zug um Zug gegen Zahlung des Kaufpreises gem. § 433 Abs.1 S. 1 BGB i.V.m. §§ 320 Abs. 1 S. 1, 322 Abs. 1 BGB haben. 

I.
Dann müsste zwischen K und V ein Kaufvertrag gem. § 433 BGB über den Pkw zustande gekommen sein.


Hier steht die Übereignung einer Sache gegen Entgelt, also ein Kaufvertrag in Rede. Weitere Voraussetzung ist ein entsprechender Vertragsschluss.

1.
Hier könnte es sich um einen Vertragsschluss gem. § 156 BGB handeln. 


Bei Versteigerungen ist das Gebot das Vertragsangebot des Bieters, der Zuschlag die Annahmeerklärung des Versteigerers (vgl. BGHZ 138, 339, 342). 


Fraglich ist zunächst, ob die hier durchgeführte Online-Auktion den Tatbestand einer Versteigerung gem. § 156 BGB erfüllt. 

Hinweis:
Bei traditionellen Auktionen nimmt das Auktionshaus in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht eine zentrale Rolle ein. Bei ihm werden die zu versteigernden Gegenstände gegenständlich zur Besichtigung eingeliefert, in einem realen Auktionssaal findet die Auktion selbst statt und ohne das tatsächliche Tätigwerden des Auktionators (Ausruf des Versteigerungsgegenstandes, Entgegennahme der Gebote und Zuschlag) geschieht gar nichts. Der Kaufvertrag kommt in aller Regel gem. § 156 BGB durch Zuschlag des Auktionators zustande, der diesen entweder im eigenen Namen oder als Vertreter des Einlieferers unmittelbar in dessen Namen erteilt.

Bei Internet-Auktionen findet eine Einlieferung nur noch im virtuellen Sinne statt. Jeder Interessent kann sich über das Internet über die Angebote und den aktuellen Gebotsstand informieren. Mitbieten kann jeder, der sich zuvor bei dem Auktionshaus hat registrieren lassen. Am weitesten verbreitet sind eine Vielzahl von parallel verlaufenden Auktionen, in denen Versteigerungsgegenstände mit jeweils individuellem Start- und Endtermin für einen mehr oder weniger langen Zeitraum angeboten werden, an dessen jeweiligem Ende „automatisch“ das bis dahin abgegebene Höchstgebot Berücksichtigung findet. Die Tätigkeit des Auktionshauses beschränkt sich auf die Präsentation des Versteigerungsguts mit einem bestimmten Start- und Mindestpreis. Einen Auktionator, der das Geschehen aktuell und aktiv beherrscht, gibt es nicht. Stattdessen wird der Zuschlag durch den Zeitablauf ersetzt. 

Bei der vorliegenden Internet-Auktion ist kein Zuschlag erfolgt, sondern dieser ist durch Zeitablauf ersetzt worden. Damit scheidet ein Vertragsschluss gem. § 156 BGB bereits aus (so auch BGHZ 149, 129, 133). Die Mitteilung von A an K, er habe den „Zuschlag“ erhalten, enthielt keine entsprechende Willenserklärung von A und bezog sich auch nicht auf eine solche.

Die Frage, ob die hier durchgeführte Internet-Auktion überhaupt den Tatbestand einer Versteigerung i.S.d. § 156 BGB erfüllt und ob die Vorschrift des § 156 BGB durch § 1 der AGB der A für das Rechtsverhältnis der Parteien wirksam abbedungen wurde, stellt sich nicht.

2.
Der Kaufvertrag zwischen K und V könnte gem. §§ 145 ff. BGB zustande gekommen sein.

Ein Vertrag kommt durch übereinstimmende, korrespondierende Willenserklärungen in Form von Angebot und Annahme gem. §§ 145 f., 147 ff. BGB zustande.

a)
Zunächst müsste ein Angebot gem. § 145 BGB vorliegen. Ein Angebot i.S.d. § 145 BGB ist eine einseitige empfangsbedürftige Willenserklärung, die auf den Abschluss eines Vertrages gerichtet ist und hinsichtlich Inhalt und Gegenstand des Vertrages hinreichend bestimmt oder gem. §§ 133, 157 BGB bestimmbar sein muss. Sie muss durch ein einfaches „ja“ annehmbar sein.

aa)
Hier könnte ein Angebot des V auf Abschluss eines Kaufvertrages darin liegen, dass V unter seinem Benutzernamen bei A eine Angebotsseite für den Verkauf eines Neuwagens eingerichtet hat. Dann müsste die Darstellung von V auf der Internetseite von A eine bereits hinreichend bestimmte Erklärung mit Bindungswillen sein. 

Die frei geschaltete Seite beschreibt zwar den Kaufgegenstand und die Bedingungen des Zustandekommens des Vertrages. Erforderlich sind jedoch Gebote der Interessenten und der Fristablauf, ein bloßes „ja“ führt also nicht zum Vertragsabschluss. Daher ist die Angebotsseite erst eine Aufforderung zum Angebot, eine sog. invitatio ad offerendum. 

Hinweis:
Keine invitatio ad offerendum allerdings dann, wenn V bereits einen Preis genannt hätte, zu dem der Pkw sofort hätte erworben werden können (sog. „Sofort kaufen“ Option)
bb)
Das Angebot könnte von K ausgehen.

(1)
Der Kaufgegenstand ist hier als Neuwagen des Modells VW Passat hinreichend bestimmt. Außerdem ist das Fahrzeug auf der Angebotsseite auch näher beschrieben. 

(2)
Der Preis ist durch das Gebot des K hinreichend bestimmt. Es gibt keine Bedenken gegen den Bindungswillen des K, der in Kenntnis von § 2 der „AGB“ handelte.

(3)
Dieses Angebot des K könnte von der A, die gem. § 2 S. 3 der „AGB“ der A Empfangsvertreterin des Einlieferers sein sollte, entgegengenommen sein und damit als dem V zugegangen gelten. § 2 S. 3 der „AGB“ der A ist auf seine Wirksamkeit hin zu überprüfen

(a)
Allgemeine Geschäftsbedingungen i.S.d. § 305 Abs. 1 BGB sind von einer Vertragspartei für eine Vielzahl von Verträgen vorformulierte Vertragsbedingungen und unterliegen der Inhaltskontrolle der §§ 305 ff. BGB. 

(aa)
Hier stammen die „AGB“ von A und nicht vom Vertragspartner des Kaufvertrages K, weshalb man auf die Idee kommen könnte, K hätte V keine AGB gestellt und deshalb dürfe hier keine Inhaltskontrolle vorgenommen werden (so OLG Hamm NJW 2001, 1142, 1143). 

(bb)
Ein anderer Ansatz wäre, aus der Tatsache, dass K die Plattform der A benutzt zugleich eine Benutzung der Bedingungen der A gegenüber V abzuleiten, worauf K gegenüber V (wie im Übrigen auch V gegenüber K hinsichtlich der den Bieter betreffenden Bedingungen) Verwender, also Steller von AGB sein könnte. 

(cc)
Dritte Möglichkeit wäre auf das Vertragsverhältnis zwischen A und V anzustellen. In diesem Vertragsverhältnis stellte A die Vertragsbedingungen (AGB) für eine Vielzahl von Verträgen. Eine Unwirksamkeit im Verhältnis zwischen A und V hätte auch gegenüber K Wirkung. Bei Unwirksamkeit von § 2 der AGB hätte A keine Empfangsmacht eine entsprechende Annahmeerklärung gegenüber K (Annahme durch Zeitablauf) abzugeben und der Vertrag wäre nicht zustande gekommen. 


Die Idee, die Wirksamkeit der AGB des Auktionators überhaupt nicht zu überprüfen (so OLG Hamm) verkennt die Schutzbedürftigkeit des Einlieferers, wenn vom „Auktionator“ vorformulierte Geschäftsbedingungen präsentiert werden. Daher ist dies abzulehnen.


Der mittlere Ansatz wäre nur richtig, wenn Einlieferer und Bieter den Auktionator jeweils zur Erstellung von Bedingungen gegenüber der Gegenseite bevollmächtigt hätten. Dies ist jedoch nicht der Fall. 


Richtig ist somit der dritte Ansatz, der die getrennten Verhältnisse zu recht getrennt lässt. Somit ist zu prüfen, ob der gegenüber V gestellte § 2 der „AGB“ wirksam ist. 

(anderes Ergebnis mit entsprechender Begründung vertretbar).
(b)
Die Bedingungen wurden für eine Vielzahl von Einlieferungen vorformuliert, sind also AGB (vgl. § 305 I BGB). V als Einlieferer wurde ausdrücklich auf die Bedingungen hingewiesen, weshalb sie wirksam einbezogen sind (vgl. § 305 II BGB). Die Einräumung einer Empfangsvertretungsmacht für den Anbieter der Online-Auktionen gehört zum Wesen von Auktionen, ist also nicht überraschend i.S.d. § 305 c BGB.  

(c)
Die Klausel ist auch nicht mehrdeutig und zweifelhaft gem. § 305 c Abs. 2 BGB.

(d)
Die Empfangsvertretungsmacht für A belastet V nicht besonders und hält daher auch einer Inhaltskontrolle gem. §§ 307-309 BGB stand. 


Ein wirksames Angebot des K liegt somit vor. Gemäß § 147 Abs. 2 BGB in Verbindung mit der Natur einer Versteigerung gilt das Angebot bis zur Entscheidung über den Zuschlag innerhalb der Versteigerung bzw. hier bis zum Ende der Versteigerung.

b)
Das Angebot des K müsste von V wirksam angenommen worden sein. V hat gegenüber K selbst keine unmittelbare Erklärung abgegeben. 


Gem. § 3 der „AGB“ der A erklärt der die Ware anbietende Teilnehmer bereits mit der Freischaltung der Angebotsseite die Annahme des höchsten wirksam abgegebenen Angebots. Da V die „AGB“ von A akzeptierte, läge bei Wirksamkeit dieser Regelung in § 3 der „AGB“ auch die Annahme vor. 

§ 3 der „AGB“ ist anhand von §§ 305 ff. BGB auf seine Wirksamkeit zu überprüfen. 

aa)
Wie bereits festgestellt, handelt es sich bei den „AGB“ der A um wirksam einbezogene Allgemeine Geschäftsbedingungen. 

bb)
Eine im Voraus abgegebene Annahmeerklärung des Einlieferers gehört zum Wesen von Auktionen, ist also nicht überraschend i.S.d. § 305 c BGB.  

cc)
Die Klausel ist auch nicht mehrdeutig und zweifelhaft gem. § 305 c Abs. 2 BGB.

dd)
Fraglich ist, ob die Klausel einer Inhaltskontrolle gem. §§ 307-309 BGB standhält. Die Inhaltskontrolle ist nicht gem. § 307 Abs. 3 BGB ausgeschlossen.

(1)
Die Klausel könnte gegen § 308 Nr. 5 BGB verstoßen. Diese Klausel trägt dem Grundsatz Rechnung, dass Schweigen i.d.R keine Willenserklärung ist. Sie regelt, dass eine Bestimmung, wonach eine Erklärung des Vertragspartners des Verwenders bei Vornahme oder Unterlassung einer bestimmten Handlung als von ihm abgegeben gilt, unwirksam ist.

§ 3 der AGB betrifft die Vertragsanbahnung zwischen Versteigerer und Ersteigerer. Danach gilt die Annahmeerklärung des Versteigerers nicht als fingiert, sondern diese wird mit § 3 gerade (vorweggenommen) erklärt. Somit liegt gerade kein Schweigen vor. Die Klausel ist somit nicht gem. § 308 Nr. 5 BGB unwirksam.

(2)
Fraglich ist, ob ein Verstoß gegen § 307 BGB vorliegt, indem diese Klausel den Vertragspartner des Verwenders unangemessen benachteiligt. Hier geht es um den Vertragsschluss, weshalb nicht wesentliche Rechte i.S.d. § 307 II Nr. 2 BGB eingeschränkt werden. 

(3)
Es könnte jedoch eine unangemessene Benachteiligung i.S.d. § 307 I BGB vorliegen. Mit der vorherigen Annahme in Unkenntnis des höchsten Gebots geht der Einlieferer ein Risiko ein. Besteht hier, wie generell, die Möglichkeit der Festlegung eines Mindestgebotes, des Startpreises und der Schrittweite der Gebote und der Dauer der Auktion, liegt es jedoch in der Hand des Einlieferers, das Risiko beliebig zu minimieren. Die vorherige auktionstypische Annahmeerklärung des Einlieferers unter Bedingungen verstößt damit nicht gegen § 307 Abs. 1 BGB und ist daher wirksam. 

V hat das Angebot des K also bereits im Vorhinein durch Freischalten der Angebotsseite angenommen. Diese Erklärung ist dem K durch die Mitteilung des Erklärungsboten A über den „Zuschlag“ infolge des Höchstgebotes übermittelt worden und damit zugegangen.
c)
Fraglich ist, ob V mit Erklärungsbewusstsein handelte, als er die AGB der A bestätigte. Hätte er dies nicht getan, käme es auf die streitige Frage der Notwendigkeit des Erklärungsbewusstseins für eine Willenserklärung an. V wusste, dass er AGB abzeichnete und dass diese rechtlich verbindlich sein sollten. Er war sich nur über den genauen Inhalt nicht im Klaren. Daher fehlte ihm nicht das Erklärungsbewusstsein also das Bewusstsein überhaupt eine rechtsgeschäftlich verbindliche Erklärung abzugeben. 

Hinweis:
Wer sich hier anders entscheidet, muss den Meinungsstreit entscheiden, ob ein Erklärungsbewusstsein erforderlich ist. Wer sich dann der Rspr. anschließt und kein Erklärungsbewusstsein verlangt, müsste konsequenterweise eine Anfechtung analog § 119 I BGB zulassen und dem K dafür einen Schadensersatzanspruch analog § 122 I BGB zubilligen. Zum gleichen Ergebnis allerdings ohne die Notwendigkeit der Anfechtung käme, wer entsprechend der Ansicht von Canaris im Rückschluss aus § 118 BGB ein Erklärungsbewusstsein als unabdingbar für eine Willenserklärung ansieht.
II.
Die Willenserklärung des V könnte möglicherweise durch Anfechtung gem. §§ 119 I, 142 BGB untergegangen sein.

1.
Eine Anfechtungserklärung, § 143 BGB, des V liegt vor, indem V vorsorglich eine etwaige Willenserklärung angefochten hat. Dies geschah auch unverzüglich nach Entdeckung des Irrtums, also rechtzeitig i.S.d. § 121 BGB.
2.
Des weiteren müsste ein Anfechtungsgrund vorliegen. Hier kommt nur ein Inhaltsirrtum bzw. Erklärungsirrtum gem. § 119 I BGB in Betracht. 


V war der irrigen Ansicht, er könne darüber entscheiden, ob er das Höchstgebot annehme.  Er war sich also nicht bewusst, dass er schon im Vorhinein das Höchstgebot angenommen hat. Fraglich ist, ob dies ein relevanter Inhaltsirrtum i.S.d. § 119 I BGB oder ein im Gesetz nicht ausdrücklich geregelter Irrtum über rechtliche Nebenfolgen ist. Dies ist nicht leicht zu entscheiden. Einerseits ist die vorherige Annahme des Höchstgebots Inhalt der AGB und damit Inhalt der von A dem K übermittelten Erklärung des V. Andererseits betrifft dieser Irrtum eine von V nicht gewünschte Rechtsfolge, die vorherige Annahme des Höchstgebotes. 

Für die Annahme eines Inhaltsirrtums bzw. eines relevanten Irrtums über den rechtlichen Inhalt der Erklärung spricht letztlich, dass es hier um die Grundsatzfrage geht, ob überhaupt schon eine bindende Willenserklärung gegenüber dem Höchstbieter abgegeben wird. Es handelt sich nicht um eine rechtliche Nebenfrage, hinsichtlich derer die Parteien sich häufig irren und es schon aus praktischen Gründen kein Anfechtungsrecht geben kann. Die besseren Gründe sprechen somit für einen Irrtum i.S.d. § 119 I BGB (andere Ansicht gut vertretbar). Bei Kenntnis der Sachlage hätte V die Erklärung so, d.h. als vorherige Zustimmung zum Höchstgebot ohne Sicherungen wie z.B. einen Mindestkaufpreis, nicht abgegeben. 

Hinweis:

Fahrlässigkeit des Anfechtenden schadet für die Anfechtbarkeit nicht
Somit liegt auch ein Anfechtungsgrund vor. Aufgrund der wirksamen Anfechtung ist die Erklärung des V rückwirkend entfallen und der Kaufvertrag mit K nicht zustande gekommen. 


Ergebnis:
K kann von V nicht Lieferung des Pkw gegen Bezahlung des Kaufpreises aus § 433 Abs.1, 1 BGB verlangen.

B.
K könnte gegen V einen Anspruch aus § 122 BGB auf Ersatz etwaiger Aufwendungen haben.

V hat eine Willenserklärung gem. § 119 BGB angefochten. K kannte weder die Anfechtbarkeit noch musste K sie kennen, weshalb der Anspruch auch nicht gem. § 122 Abs. 2 BGB ausgeschlossen ist. Ob jedoch überhaupt ein Schaden i.S.d. negativen Interesses, z.B. durch Aufnahme eines Darlehens zur Finanzierung oder aufgrund von Versteigerungsgebühren entstanden ist, ist dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. Sollte ein entsprechender negativer Vertrauensschaden entstanden sein, wäre er bis zur Grenze des positiven Interesses (des entgangenen Gewinns) zu ersetzen.

Ergebnis:
K hätte bei Vorliegen eines entsprechenden Schadens einen Anspruch gem. § 122 BGB auf Ersatz des negativen Vertrauensschadens
Gesamtergebnis:
K hat gegen V keinen Anspruch auf Lieferung des Pkw gegen Bezahlung des Kaufpreises gem. § 433 Abs. 1 S. 1 BGB. Sollte K ein negativer Vertrauensschaden entstanden sein, könnte er gem. § 122 BGB dessen Ersatz bis zur Grenze des positiven Interesses verlangen.
Lösung Fall-2

